Presseerklärung der Personalräte der beruflichen Schulen von Stadt und Kreis Offenbach vom 8. Februar 2006

Die Personalräte der beruflichen Schulen aus der Stadt sowie dem Landkreis Offenbach haben auf ihrem Treffen am 2. Februar 2006 in der Max-Eyth-Schule das laufende Verfahren zur Entwicklung der zukünftigen Berufsschulstruktur in Stadt und Kreis Offenbach erörtert.

Nachdem die Personalräte über ihre Schulleitungen über das vorliegende Grobkonzept des beauftragten Fraunhofer-Instituts informiert wurden, stellen sie heute fest, dass die vom Fraunhofer-Institut vorgelegten möglichen Konzeptionen /Szenarien zur Bildung von Kompetenzzentren  -  dargestellt in einem vorläufigen Grobkonzept  - sehr stark von quantitativen bzw. ökonomischen statt von pädagogischen Kriterien geprägt sind.

Um nicht missverstanden zu werden: Wir Personalräte wenden uns keineswegs gegen eine „Anpassung der Berufsschulen an den Bedarf und die Entwicklung der regionalen Wirtschaft“ (S. 8, Fraunhofer-Grobkonzept )  -  diesen Prozess haben alle  6 beruflichen Schulen bisher immer konstruktiv mitgetragen. Wir befürchten allerdings, dass mit der Entwicklung von beruflichen Kompetenzzentren eine Verringerung der Zahl /Standorte  der beruflichen Schulen beabsichtigt ist und verstärkt an große Schulzentren gedacht sein könnte (Vgl. S.9, Grobkonzept Fraunhofer-Institut).

Die Verfasser des Grobkonzepts weisen selbst auf das Problem des erhöhten Gewalt-potenzials an großen Schulzentren hin und betonen die Notwendigkeit  „geeigneter Maßnahmen zur Gewaltprävention“ (S.9)

Erhebliche Zweifel an der Finanzierung ausreichender Gewaltprävention sind nach unseren Erfahrungen aber angebracht, wenn man beispielsweise sieht, wie mühsam und teilweise aussichtslos es bisher an beruflichen Schulen ist, SozialarbeiterInnen überhaupt und dauerhaft zu beschäftigen.

Ob sich die Qualität des Unterrichts bei „Nutzung von Synergieeffekten“ (S.8) steigern lässt, hängt unserer Meinung nach auch davon ab, wie groß die zu bildenden Klassen sein werden und wann der Unterricht stattfindet.

Sollen Nutzungszeiten optimiert werden, kann dies im schlechten Fall auch zu Unterrichtszeiten bis 22 Uhr führen. Dies wäre für Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte der beruflichen Schulen unzumutbar.
Selbst wenn eine Optimierung der Nutzung „nur“ bedeutet, dass außer den beruflichen Schulen andere Bildungsträger die bestehenden Räumlichkeiten nutzen, sind Probleme  und Reibungsverluste zu befürchten ( langfristige Raumbelegung bei schulischen Abendveranstaltungen, Regelung der Verantwortung bei Sachbeschädigungen, Sauberkeit, Zugangberechtigung…).

Weiterhin ist zu bedenken, dass bei einem großen Kollegium, wie es bei diesen Schulzentren der Fall sein würde, die Koordination unter den Kolleginnen und Kollegen zusätzlich erschwert wird.

Eine Bildung von Kompetenzzentren „zu Lasten regionaler Beschulung“ (S.8) hätte darüber hinaus für einen Teil der Schülerinnen und Schüler verlängerte Fahrwege und Fahrzeiten sowie vermehrte Fahrtkosten zur Folge, mit denen sich Eltern konfrontiert sehen, und würde wahrscheinlich zu ungewollten Abwanderungen führen. 

Schließlich ist  die Entwicklung der zukünftigen Berufsschulstruktur in Stadt und Kreis Offenbach auch von den räumlichen Gegebenheiten an den Schulen abhängig, die in den Szenarien kaum Berücksichtigung finden (S.96).

Inwieweit und für wen sich Schulschließungen zu Gunsten großer Zentren rechnen, ist unklar. Erweiterungsbauten und die Einrichtung neuer Lernwerkstätten würden Stadt und Kreis viel Geld kosten, das sie nicht haben. 

Wir fragen uns, ob die eingesparten Gastschulbeiträge, um die es in dem vorliegenden Grobkonzept in erster Linie zu gehen scheint, eine Umstrukturierung einer ganzen Schullandschaft rechtfertigen.

Damit wir nicht länger auf Spekulationen angewiesen sind, fordern wir beide Schulträger auf, nicht weiter über die Köpfe von Lehrer- und Schülerschaft der beruflichen Schulen hinweg zu planen, sondern  Personalräte und Schülervertretung am Prozess der Entwicklung der Berufsschulstruktur , d.h. auch an den geplanten Workshops im Februar 2006 zu beteiligen, damit wir in jeder Phase des Diskussionsstandes unsere Argumente als Pädagogen bzw. Betroffene einbringen können.

Im Auftrag der Personalräte
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Personalratsvorsitzende des Personalrats 

der Georg-Kerschensteiner-Schule, Obertshausen

